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«Buntheit aner-
kennen heißt 
nicht, dass ei-
nem jede Farbe 
gefällt.» 

(Der kirchenpolitische 
Sprecher der Unions-
fraktion im Bundestag, 
Hermann Gröhe, bei 
einem Kongress der 
Fraktion zum Verhältnis 
von Politik und Kirchen) 
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In dieser Ausgabe:

Zur Umsetzung des 
umfassenden Klimapa-
kets der Koalition ha-
ben wir in dieser Woche 
die ersten Gesetze. in 
den Deutschen Bundes-
tag eingebracht. 

Diese Gesetze sol-
len eine gesetzliche 
Normierung der 
Klimaschutzziele 
erlauben, zu deren 
Einhaltung sich die 
Bundesregierung 
2015 auf dem Kli-
magipfel von Paris ver-
pflichtet hat. Dabei sol-
len die Sektorziele des 
Klimaschutzplanes in 
jährliche Emissions-
budgets für jeden Sek-
tor übertragen werden. 
Anpassungen der Emis-
sionsbudgets sollen im 
Verordnungsweg erfol-
gen können. Weitere 
Bestimmungen, etwa 
über die Kontrolle der 
Klimaziele, sind eben-
falls Teil des Gesetzes.  

Derzeit geht es vor al-
lem auch um die Geset-
ze, aus denen die Bür-
gerinnen und Bürger 
ab 2020 einen konkre-
ten Nutzen ziehen.  

Wir beraten wie das 
Steuerrecht so ange-
passt werden kann, 
dass es zu einer stärke-
ren Förderung umwelt-
freundlichen Verhal-
tens beiträgt. Unser 

Leitgedanke dabei ist, 
dass diese Förderung 
sozial ausgewogen ist 
und das Ziel der CO2-
Reduktion über das Set-
zen finanzieller Anreize 
erreicht wird. 

Anreize, die hier gere-
gelt werden, sind unter 
anderem die steuerliche 
Förderung energeti-
scher Sanierungsmaß-
nahmen an Wohnge-
bäuden, die Absenkung 
der Mehrwertsteuer im 
Bahnfernverkehr sowie 
ab dem Jahr 2021 die 
Erhöhung der Pendler-
pauschale ab dem 21. 
Kilometer.  

Gleichzeitig verteuern 
wir die Flüge. Mit dem 
vorliegenden Gesetzent-
wurf soll eine Erhöhung 
der Luftverkehrssteuer 
um 74 Prozent in der 
Kurzstrecke und je 41 
Prozent in der Mittel- 
und Langdistanz erfol-
gen. 

Das Klimapaket der Ko-
alition ist eine Antwort 
aus der Mitte der Ge-
sellschaft heraus. In 
unserem Sinne haben 

wir dafür gesorgt, dass 
die Klimaschutzpolitik 
marktkonform und tech-
nologieoffen ausgefallen 
ist. Im Mittelpunkt steht 
der mündige Bürger. 

Wir stehen zur 
Landwirtschaft 

Klimaschutz ist wich-
tig, aber die Land-
wirtschaft auch. Wir 
müssen daran den-
ken, wer uns ernährt. 
In Deutschland wer-
den gutes Obst und 

Gemüse, gute Milchpro-
dukte und gutes Fleisch 
produziert. Wir wollen, 
dass das so bleibt. Die 
Betriebe brauchen einen 
fairen Rahmen, Planungs
- und Rechtssicherheit. 
Es wird nur gemeinsam 
gehen: Wir, die Politik, 
setzen uns für einen fai-
ren Rahmen in Deutsch-
land und auf EU-Ebene 
ein. Und alle, die Klima-
schutz wollen, müssen 
wissen, dass das nicht 
zum Nulltarif geht. Jeder 
einzelne kann die Ange-
bote der Landwirte nut-
zen: Er sollte sich die Be-
triebe in seiner Heimat 
ansehen. Zudem schät-
zen wir die stabilisieren-
de Kraft der Landwirt-
schaft im ländlichen 
Raum. Sie sorgt dafür, 
dass der ländliche Raum 
eine so lebenswerte Hei-
mat für viele Menschen 
ist. 

Erste Beratung Klimaschutzgesetze 

Freitag, 25. Oktober 2019 
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nicht zulassen, dass sich in be-
stimmten Branchen Geschäfts-
modelle breit machen, die ein-
seitig zu Lasten der Beschäftig-
ten gehen. Das widerspricht 
unserem Verständnis von sozi-
aler Marktwirtschaft und be-
schädigt den Wettbewerb. 

Für die Ehrlichen in der Bran-
che haben wir Ausnahmen von 
der Nachunternehmerhaftung 
geschaffen. Zertifizierte Unter-
nehmen und Unternehmen, die 

Am Donnerstag haben wir 
das sogenannte Paketboten-
schutzgesetz verabschiedet. 
Mit dem Gesetz setzen wir 
ein klares Zeichen: Lohn- und 
Sozialdumping hat in 
Deutschland keinen Platz. 
Die Koalition hat deshalb 
vereinbart, die Nachunter-
nehmerhaftung für Sozial-
abgaben, wie wir sie be-
reits in der Baubranche 
und Fleischwirtschaft ken-
nen, auch auf die Kurier-, 
Express- und Paketbran-
che auszudehnen. 

Hauptunternehmer, die 
sich zur Paketbeförderung 
eines Subunternehmers 
bedienen, haften jetzt neben 
dem Subunternehmer für die 
Zahlung der Sozialversiche-
rungsbeiträge für dessen Be-
schäftigte. Wir werden es 

eine Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung von den Beitrags-
einzugsstellen oder der Un-
fallversicherung vorweisen 
können, werden von der 
Nachunternehmerhaftung 
nicht erfasst. So können wir 
die schwarzen Schafe in der 

Branche schneller identifi-
zieren und sanktionieren. 

Es bleibt allerdings unab-
dingbar, dass der Zoll wei-
terhin verstärkte Kontrol-
len in der Paketbranche 
durchführt. Deshalb ist 
für die Union die personel-
le Aufstockung des Zolls 
ein zentraler Baustein im 
Kampf gegen Schwarzar-

beit und Sozialdumping. Zu-
dem haben wir eine klare Ab-
grenzung zur Speditionsbran-
che ins Gesetz geschrieben. 

Gegen Sozialdumping und Schwarzarbeit 

Höhere Entlohnung von Pflegedienstleistungen 
schlages der bereits bestehenden 
Pflegekommission.  

Die Pflegekommission, ein 8-
köpfiges Gremium aus 
Vertretern der Arbeit-
geber, Arbeitnehmer 
und der Kirchen, die in 
der Pflegebranche tätig 
sind, wird jetzt als 
ständiges Gremium 
beim Bundesarbeitsmi-
nisterium etabliert. Sie 
kann durch die gesetz-
lichen Änderungen 
jetzt noch schneller auf 
neue Entwicklungen in 
der Branche angemes-
sen reagieren.   

Damit schaffen wir einen Rah-
men, der sozialpartnerschaftli-
che Lösungen ermöglicht, die für 
gute Löhne und gute Arbeitsbe-
dingungen sorgen.  

Mit dem Pflegelöhneverbes-
serungsgesetz haben wir ei-
nen wichtigen Schritt zur 
Erhöhung der 
At t rakt iv i tät 
der Pflegeberu-
fe gemacht. Wir 
schaffen die 
Grundlage zur 
Festsetzung von 
Mindestentgel-
ten in der Pfle-
gebranche. Zwei 
Wege werden 
dafür eröffnet:  

Zum einen die 
E r s t r e c k u n g 
eines Tarifver-
trages auf die gesamte Pfle-
gebranche.  

Zum anderen die Festset-
zung von Mindestentgelten 
auf Grundlage eines Vor-

Jetzt sind die Sozialpartner ge-
fordert, schnell zu handeln und 
die hierfür so wichtigen Verein-
barungen zu treffen.  

Wir leisten mit diesem Gesetz 
einen wichtigen Beitrag dafür, 
dass in Deutschland künftig 
qualitativ hochwertige Pflege 
auch gut entlohnt wird und die 
Pflegekräfte die Wertschätzung 
erhalten, die sie verdienen. 

Das Pflegelöhneverbesserungs-
gesetz ist Teil der Konzertier-
ten Aktion Pflege, die wir vor 
einem knappen Jahr ins Leben 
gerufen haben.  

In der Konzertierten Aktion 
Pflege waren wir uns mit allen 
Akteuren in der Pflege einig, 
Maßnahmen zur nachhaltigen 
Verbesserung der Arbeitssitua-
tion von Pflegekräften zu ver-
einbaren.  
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Bürokratieentlastungsgesetz 

gang mit dem Wolf, führen zu 
mehr Schutz der Bürger, ver-
bessern die Situation der 
Nutztierhalter und helfen 

beim Schutz ih-
rer Tiere.  

Damit helfen sie 
auch bei der 
Schaffung von 
Akzeptanz bei 
der Wiederan-

siedlung des Wolfes. Der 
Schutz des Wolfes als einer 
streng geschützten Art wird 
gleichzeitig sichergestellt.  

Erstens wird durch die Einbe-
ziehung der Arbeitgeber in das 

elektronische Verfahren 
zur Übermittlung der 
Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung die Einrei-
chung des „gelben Zet-
tels" durch den Arbeit-
nehmer überflüssig ge-
macht.  

Zweitens wird die Vor-
haltung von Datenverarbei-
tungssystemen für steuerliche 
Zwecke erleichtert. Künftig 

reicht es aus, wenn der Steuer-
pflichtige fünf Jahre nach ei-
nem Systemwechsel oder einer 
Datenauslagerung nur noch 
einen Datenträger mit den ge-
speicherten Steuerunterlagen 
vorhält.  

Drittens wird parallel zum bis-
her üblichen papiergebunde-
nen Meldeschein (rund 150 
Mio. im Jahr) im Beherber-
gungsgewerbe optional ein di-
gitales Meldeverfahren einge-
führt. 

Mit der Verabschiedung des 
Bürokratieentlastungsgeset-
zes III in zweiter 
und dritter Le-
sung schaffen 
wir den Rahmen 
für Einsparun-
gen von rund 1,1 
Milliarden Euro 
für Bürger, Ver-
waltung und 
Wirtschaft.  

Das Gesetz umfasst im We-
sentlichen drei Maßnahmen:  

Rückführung des Soli eingeleitet 
zahler weniger Soli zahlen müs-

sen. Dieser Abbau 
stellt das größte Ent-
lastungsprojekt für 
die arbeitende Mitte 
in dieser Legislatur 
dar. 

Zudem halten wir 
Wort: 30 Jahre nach 
dem Mauerfall ha-
ben wir gemeinsam 
in und für die ost-

deutschen Länder viel erreicht. 

In der DDR waren ganze 
Landstriche und Städte abge-
wirtschaftet, der Wiederauf-
bau nach der Deutschen Ein-
heit wäre ohne den Soli so 
nicht möglich gewesen.  

Klar ist aber auch, wir hätten 
uns beim Soliabbau mehr ge-
wünscht. Wir werden weiter 
daran arbeiten, dass auch der 
zunächst verbleibende Rest 
des Solidaritätszuschlags ab-
gebaut wird. 

Diese Woche haben wir end-
lich den Abbau des 
Solidaritätszuschlages 
ab 2021 eingeleitet 
und seine Rückfüh-
rung in erster Lesung 
beraten.  

Durch die vorgesehene 
Regelung werden ca. 
90 % der Soli-Zahler 
vollständig entlastet. 
Darüber hinaus wer-
den weitere 6,5 % der Steuer-

sichere Tötung möglich ist. Der 
Gesetzentwurf enthält das der-
zeit politisch Machbare. Aus un-
serer Sicht führt darüber hin-
aus künftig kein 
Weg daran vorbei, 
mit Blick auf das 
Sicherheitsbedürf-
nis der Bürger und 
den Schutz von 
Haus- und Nutztie-
ren den Wolfsbestand zu regu-
lieren.  

Die neuen Regelungen bringen 
wichtige Fortschritte beim Um-

Die Vermehrung des Wolfes 
in den letzten Jahren hat vor 
allem in ostdeutschen, aber 
auch ländlichen Gebieten im 
ganzen Land ein gefährliches 
Niveau erreicht. Es gibt im-
mer wieder Übergriffe durch 
Wölfe auf Haus- und Nutztie-
re. 

Wir passen nun das Bun-
desnaturschutzgesetz an, um 
einen realistischen Umgang 
mit der Bedrohung zu ermög-
lichen. Dazu senken wir die 
Schwelle, ab der eine rechts-

Schutz vor und von Wölfen 
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«Nicht wir und auch nicht ich werden grün. 
Wir bleiben in Bayern weiß-blau, liebe 
Freunde. Denn das ist unsere Linie, das ist 
unsere Politik und dazu stehen wir auch.» 

(Markus Söder, bayerischer Ministerpräsident und CSU-
Parteivoritzender) 
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te. Andererseits müssen sich 
Handel und Industrie bei der 
Preisbildung hinter die bäuerli-
che Landwirtschaft in Deutsch-
land stellen. Nur gemeinsam 
können die anstehenden Her-
ausforderungen bewältigt wer-
den. 

Dazu brauchen wir einen Zu-
kunftsvertrag für die Land-
wirtschaft. Die Bauernproteste 
in dieser Woche zeigen uns 

deutlich: In der 
Landwirtschaft 
brodelt es. Fami-
lien verzweifeln. 
Von ihnen wird 
die Quadratur 
des Kreises ver-
langt. Der Grill 
darf etwas kos-
ten, das Fleisch 
darauf nicht. Not-
falls kommt die 
Ware aus dem 
Ausland. Wie 
dort produziert 

wird, interessiert nicht. Bio 
wird gefordert, aber kaum ge-
kauft.  

Es gibt nackte Existenzangst. 
Hinzu kommt die gesellschaft-
liche Ächtung. Viele reden über 
die Landwirte, aber nicht mit 
ihnen. Die Landwirte fühlen 
sich verlassen - und kapitulie-
ren. Seit 1990 haben 57 % der 
Betriebe aufgegeben. Das ver-
ändert auch das Land.  

Die Proteste sind Weck- und 
Hilferuf. Die landwirtschaftli-
chen Betriebe in Deutschland  

Die Landwirtschaft in 
Deutschland ist modern, viel-
fältig und wettbewerbsfähig. 
Das belegt auch der diese 
Woche vorgestellte Agrarbe-
richt der Bundesregierung. 
Wir wollen, dass das so 
bleibt. In Deutschland produ-
zierte Lebensmittel sind die 
sichersten der Welt. Es liegt 
in unser aller Interesse, dass 
Lebensmittel weiterhin bei 
uns vor der Haustür 
erzeugt werden. 

Der Bericht zeigt 
auch, dass das Ein-
kommen Landwirte 
in den letzten Jah-
ren erheblichen 
Schwankungen un-
terworfen war. Wir 
müssen Planungssi-
cherheit für die 
Landwirte schaffen. 
Daher setzen wir 
uns auch für eine 
kontinuierliche För-
derung durch die Mittel der 
Gemeinsamen Europäischen 
Agrarpolitik ein. 

Landwirtschaft in Deutsch-
land steht für gelebte Nach-
haltigkeit und Landschafts-
pflege. Das funktioniert nur, 
wenn Industrie, Handel und 
wir Verbraucher bereit sind, 
diese Leistungen auch zu ent-
lohnen. Landwirtschaft 
braucht einerseits gesell-
schaftliche Anerkennung für 
die vielfältige Arbeit der 
Landwirtinnen und Landwir-

brauchen einen fairen Rahmen. 
Sie brauchen Planungs- 
und  Rechtssicherheit. Sie brau-
chen Respekt. Die Gesellschaft 
muss sich festlegen: Welche 
Landwirtschaft wollen wir in 
Zukunft? Und was sind wir be-
reit, dafür zu zahlen?  

Deshalb fordern wir einen nati-
onalen Zukunftsvertrag, einen 
Gesellschaftsvertrag. Bindend 
für alle, über Wahlperioden 
hinweg.  

Auf Europäischer Ebene muss 
die Haushaltsausstattung für 
die Gemeinsame Agrarpolitik 
der Europäischen Union auf 
dem bisherigen Niveau erhal-
ten bleiben. Aufgabe der Ge-
meinsamen Agrarpolitik (GAP) 
ist es, zahlreiche aktuelle und 
kommende Herausforderungen 
zu bewältigen, wie den Erhalt 
unserer Umwelt und Artenviel-
falt sowie den Schutz unseres 
Klimas. Gleichzeitig muss sie 
aber auch dafür sorgen, dass 
Landwirtschaft wettbewerbsfä-
hig bleibt und weiterhin quali-
tativ hochwertige Lebensmittel 
zu angemessenen Preisen lie-
fern kann.    

Denn was wären wir ohne unse-
re Höfe? Ein anderes Land. 
Bauern ernähren uns, sind 
Herzschrittmacher für unsere 
ländlichen Regionen. Sie den-
ken nicht in 10-Jahresplänen 
sondern in Generationen. Unse-
re Landwirtschaft hat ih-
ren Wert. Sie ist unverzichtbar. 
Dazu bekennen wir uns. 

Landwirtschaft zukunftsfähig aufstellen 


